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Seit Beginn der Corona-Krise schien es so, als seien die EU-Regularien nur noch Schall und Rauch:
Grenzschließungen, Verschuldung für Rettungspakete, Unternehmensstützungen, Beschaffung von
medizinischen Gütern und Schutzkleidung etc. – alles wurde rein nach Gutdünken der einzelnen
Staaten durchgeführt, ohne die EU-Institutionen auch nur zu fragen, und oft in Konkurrenz
zueinander. Dies trifft allerdings nicht zu auf eine Einrichtung mit Adresse in Frankfurt: die
Europäische Zentralbank (EZB).

Widersprüche und Gemeinsamkeiten

Als im März neben dem Zusammenbruch der Gesundheitssysteme auch der allgemeine Finanzcrash
drohte, griff die EZB in Kooperation mit der US-Zentralbank durch Billionen schwere
Stützungskäufe von Staats- und Unternehmensanleihen sofort ein. Schneller noch als in der Euro-
Krise von 2010-12 verhinderte die EZB so die Ausweitung der Krise zu einem Währungs- und
Finanzdesaster im Euroraum. Was immer die politischen Maßnahmen derzeit an Auseinanderdriften
in Europa anzeigen – die gemeinsame Währungspolitik (auch die Nicht-Euro-Länder der EU sind
praktisch an die EZB gefesselt) und ihre Wirkungsweise in der Krise weisen auf das Weiterbestehen
des Zwangs zum Zusammenwirken hin.

Diese Widersprüchlichkeit kommt nicht zuletzt in dem immer heftiger werdenden Gerangel um die
Bewältigung der kommenden Wirtschaftskrise im EU-Raum zum Ausdruck. Allein in der Euro-Zone
wird dieses Jahr mit einem Einbruch von über 10 % des BIP gegenüber dem Vorjahr gerechnet. So
unterschiedlich die Länder auch betroffen sind – man denke nur an die katastrophale Lage in
Spanien und Italien mit monatelangem Lockdown -, so sehr trifft der wirtschaftliche Einbruch alle
EU-Staaten. Was Absatzmärkte, Produktionsketten, Dienstleistungen, Investitionsbewegungen
betrifft, sind auch die großen „nordischen“ Kapitale stark von einem Wiederanlaufen aller EU-
Ökonomien abhängig.

Italien gehört neben Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und Schweden zu den Ländern mit
den größten Vermögen und Kapitalen in der EU. Insbesondere Norditalien ist Endpunkt vieler
Produktionsketten und Sitz großer Dienstleistungs- und Bankenkonzerne. Letzteres gilt auch für
Spanien. Beide Länder wiesen schon vor der Krise enorme Verschuldungsprobleme auf. Italien allein
sitzt auf einem Schuldenberg von 2,5 Billionen Euro mit einer 135 %-Staatsverschuldungsquote
gemessen am BIP. Auch Spanien steht mit 97 % am oberen Ende der Verschuldung. Das Stocken der
Produktion in den Zentren und das Ausbleiben von Geldflüssen von ArbeitsmigrantInnen trifft aber
auch die osteuropäischen EU-Ökonomien schwer, wie auch viele andere Länder den enormen
Rückgang des Tourismus (wahrscheinlich für das ganze Jahr) fühlen werden (z. B. Griechenland).
Während alle diese Länder gerade ihre Corona-Sonderpolitik betreiben, rufen sie gleichzeitig nach
den ökonomischen Rettungsringen der EU. Wie ist dieser Widerspruch zu erklären?

Nationalstaaten, internationale Kooperation und Imperialismus

Friedrich Engels bemerkte in „Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft“
(MEW 19, S. 189-228), dass die Widersprüche von vergesellschaftender Tendenz und privater
Aneignung (die sich auch in einer immer stärker werdenden Konzentration und Internationalisierung
der Kapitale ausdrücken) speziell in Krisenzeiten dem kapitalistischen Staat eine spezielle Rolle
zuteilen: „Und der moderne Staat ist wieder nur die Organisation, welche sich die bürgerliche
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Gesellschaft gibt, um die allgemeinen äußeren Bedingungen der kapitalistischen Produktionsweise
aufrechtzuerhalten“ (MEW 19, S. 222) und agiert so als „ideeller Gesamtkapitalist“.

Längst ist das Kapital der ursprünglichen Form dieses ideellen Gesamtkapitalisten, der Form des
Nationalstaates, entwachsen. Gleichzeitig hat es sich aufgrund der ungleichen ökonomischen
Entwicklung als unmöglich erwiesen, über die Nationalstaaten hinausgehende staatliche
Vereinigungen hervorzubringen, die über Teilaspekte und -kompromisse hinausgehen. In der Ära
des Monopol- und Finanzkapitals ist die einzige übernationale Form der Regelung der gemeinsamen
weltweiten „allgemeinen äußeren Bedingungen“ der Imperialismus: die weltweite Dominanz einiger
großer Kapital- und Militärmächte, die mal mehr miteinander kooperieren, mal mehr gegeneinander
konkurrieren.

In der Globalisierungsperiode ist die Konkurrenz zwischen den großen Kapitalen um Marktanteile
und politische Kontrolle über wichtige Regionen enorm angestiegen – nicht zuletzt aufgrund des
Auftretens neuer Mächte wie China und Russland, aber auch durch die Risse in der US-Hegemonie.
Das EU-Projekt ist gerade in dieser Situation als Bündnis großer europäischer Kapitalinteressen
entstanden, die ansonsten in der Weltmarkt- und Weltmachtkonkurrenz unterzugehen drohten. Die
EU-Verträge dienten der Schaffung eines geschützten Wirtschaftsraumes, der einheitliche Handels-
und Investitionsbedingungen, insbesondere für die großen Kapitale schaffen sollte. Insofern ist die
EU ein Bündnis imperialistischer Staaten, das auch seine eigene halbkoloniale Peripherie teilweise
mit einbezieht. Mit den „Freizügigkeitsregelungen“ und der gemeinsamen Währungspolitik wurden
dabei inzwischen tatsächlich die Profitabilitätsbedingungen stark angeglichen. Die Verflechtungen
der Märkte für Waren und Dienstleistungen wie auch der Produktionsprozesse sind daher so weit
gediehen, dass selbst Britannien mit all seinen Sonderwegen mit dem Brexit enorme Probleme mit
der Entflechtung hat.

Zerstrittenheit über die Krisenlasten

Andererseits gehört zum EU-Kompromiss, dass die wichtigen Einzelstaaten auf einer
Eigenständigkeit in wichtigen Politikfeldern bestanden: nicht nur in der Sicherheits-, sondern auch
in der Wirtschafts- und Fiskalpolitik. Nicht nur in internationalen Konflikten oder in der
Migrationsfrage ist die EU daher zutiefst handlungsunfähig und zerstritten. Insbesondere in
wirtschaftlichen Krisenzeiten bricht der Widerspruch von gemeinsamem Wirtschafts- und
Währungsraum auf der einen Seite und der Frage von Haushaltspolitik und Schuldenmanagement
auf der anderen Seite mit großer Schärfe aus. Schon in der letzten Euro-Krise mussten sich
hochverschuldete Euro-Länder zu immer schlechteren Zinsen und Kreditbedingungen refinanzieren,
während die „Nordländer“ das Geld auf den Kapitalmärkten quasi nachgeschmissen bekamen.
Schon damals wurde der Vorschlag gemeinsamer europäischer Anleihen als Ausgleichsmechanismus
dafür abgelehnt.

Die FinanzministerInnen Deutschlands, der Niederlande und anderer „Sparländer“ gerierten sich als
KämpferInnen gegen eine „Transferunion“, in der angeblich „reformunwillige“ Südländer
(insbesondere Griechenland) von den Ländern mit „ordentlicher Finanzpolitik“ ausgehalten würden.
Wie heute auch waren aber die Südländer nicht selbstverschuldet in die Krise geraten. Die
Finanzmarktderegulierungen (auch der EU) hatten ihnen in der Finanzkrise eine Bankenkrise
beschert, an der auch die großen „Nord“-Kapitale stark beteiligt waren. Die schließlich
beschlossenen „Rettungspakete“ waren dann eine Transformation dieser Bankenkrise in eine
Staatsschuldenkrise, an der diese Länder bis heute leiden. Denn der Hauptmechanismus, der ESM
(„Europäischer Stabilisierungsmechanismus“) verband die Refinanzierung dieser Schulden mit
enormen Auflagen, was Einsparungen, Steuerpolitik, „Rentenreformen“ und Ausverkauf von bisher
geschützten Bereichen betraf.



Es ist daher kein Wunder, dass mit der jetzigen schweren Krise der Streit um Euroanleihen,
umbenannt in „Coronabonds“, neu ausgebrochen ist. Unter Führung von Frankreich wurde diesmal
der Konflikt mit den Sparmeisterländern mit harten Bandagen geführt. Immerhin geht es nicht nur
um einen ökonomischen Konflikt. Inzwischen sitzen den meisten Regierungen euroskeptische
PopulistInnen im Nacken, die jede Gelegenheit von „Diktaten aus Brüssel“ dazu nutzen, ihre Art von
Pseudo-Opposition zu betreiben. Insbesondere in Italien war Salvini, als er noch in der Regierung
war, ein Meister darin, sich als Anti-Brüssel-Held zu inszenieren – womit er mit dem Gewicht der
italienischen Ökonomie weitaus mehr Aussichten hatte als die Tsipras-Regierung mit Griechenland
zuvor. Die jetzige Regierung Conte steht angesichts der Schwere der Krise und der harschen
Reaktion der Nordländer nun unter dem Druck einer starken EU-Ablehnung in der Bevölkerung, die
Salvini wieder an die Regierung bringen könnte. Macron und die französische Bourgeoisie brauchen
nach dem Brexit Länder wie Italien und Spanien unbedingt als Gegengewicht zur deutschen
Vorherrschaft – und streben sowieso eine weitergehende Fiskalunion an.

Auch die wackelige niederländische Regierung unter dem „liberalen“ Premier Rutte steht unter
starkem Druck der eurokritischen RechtspopulistInnen vor den Wahlen nächstes Jahr. Als
Führungskraft der „Hansegruppe“ (nordeuropäische Länder, die sich als „liberale“
MusterschülerInnen sehen) fiel es daher Anfang April dem niederländischen Finanzminister
Hoekstra zu, den Gegenspieler zu Macron/Conte/Sánchez zu spielen. Nach der Telefonkonferenz
vom 9. April, auf der Hoekstra 36 Stunden lang jegliche Form von Eurobonds ablehnte, verkündeten
einige EU-PolitikerInnen schon das mögliche Ende der EU. Portugals Ministerpräsident erwog sogar
den Ausschluss der Niederlande aus der Euro-Gruppe.

Zwei Lager vor dem Hintergrund einer neuen Euro-Krise

Dabei waren die realen Positionen scheinbar gar nicht so weit auseinander. Die Notfallfonds der
Europäischen Investitionsbank (EIB) für angeschlagene Unternehmen von 200 Milliarden und der
EU-Kommission von 100 Milliarden für KurzarbeiterInnengeld („Sure“) waren unumstritten. Es ging
letztlich darum, dass sich alle Staaten bis zu 2 % ihres BIP für ihre unmittelbaren Finanznöte in der
Corona-Krise über den ESM ausleihen können sollten. Hoekstra wollte dem nur zustimmen, wenn
damit auch die altbekannten Auflagen des ESM, was „Reformpolitik“ betrifft, unterschrieben würden
– also die Haushaltspolitik der betroffenen Länder praktisch unter Kontrolle der EU-
SparkommissarInnen gestellt würde.

Angesichts der Situation in Italien konnte dies nur als ungeheure Provokation aufgefasst werden, die
den Gipfel insgesamt zum Platzen brachte. Dies führte die EU damit tatsächlich an den Rand einer
schweren Krise. Für was wäre sie noch zu gebrauchen, wenn sie nicht eines ihrer zentralen
Mitglieder vor dem finanziellen und politischen Kollaps bewahren kann, andererseits aber das
rechts-autoritäre Orbán-Regime problemlos weiterfinanziert wird, weil es sich an die
finanzpolitischen Regeln hält?

Damit kam es am 23. April zu einer weiteren „Entscheidungsschlacht“ per Videoschaltung. Als
typischer weiterer EU-Kompromiss erschien nunmehr eine Art europäischer Marshallplan, ein
Corona-Wiederaufbauprogramm finanziert aus dem EU-Haushalt. Da es sich dabei um ein Programm
in der Größenordnung von 1 bis 1,5 Billionen Euro handelt, ist das natürlich nichts, was direkt aus
dem Haushalt finanziert, – sondern nur über Kapitalaufnahme auf „den Märkten“ aufgebracht
werden kann. Natürlich handelt es sich daher (wie schon bei den Maßnahmen der EZB) eigentlich
wieder um eine Form der Gemeinschaftsschulden, nur, dass anders als bei den Eurobonds nicht die
Einzelstaaten, sondern die EU als Ganzes in die Haftung ginge. Ironischerweise würde so die EU
tatsächlich ein großer Player auf dem Gebiet der Fiskalpolitik werden (bisher ist die Agrarpolitik der
größte Haushaltsbereich).



Damit ist klar, dass der alte Konflikt in neuer Form auftreten musste: um die Bedingungen des
Zugangs zum Wiederaufbaufonds. Angesichts der schon vor der Krise verzweifelten Schuldenlage
verlangt die Macron/Conte/Sánchez-Front, dass die Mittel als Zuwendungen („Investitionen“)
fließen, während Hoekstra/Scholz darauf bestehen, dass es um Kredite (also weitere Verschuldung)
geht. Auch diesbezüglich waren die Fronten so verhärtet, dass es weiterhin keine Einigung gibt.
Nunmehr soll die EU-Kommission einen Kompromiss mit einem Mix aus Investitionen und Krediten
finden.

Schreckgespenst EU-Kapitalismus …

Die Lösung der Zwickmühle zwischen Verschuldung, Rettung von Betrieben und langfristiger
Neuausrichtung von Industrien ist natürlich schwer, wenn man von der „Unantastbarkeit“ des
Privateigentums ausgeht – dieses also nur durch den Bankrott enteignet. Für SozialistInnen ist die
Antwort einfacher: Streichung aller Schulden, EU-weite Verstaatlichung maroder Betriebe unter
ArbeiterInnenkontrolle und Entwicklung eines Planes zur sozial und ökologisch gerechten
Umgestaltung der europäischen Industrien.

Angesichts der Dimension der zu erwartenden Krise ist diese Verschärfung der Widersprüche in der
EU eine Vorbereitung auf Heftigeres. Einerseits wirken die ökonomischen Zwänge zum Erhalt der
Wirtschafts- und Währungsunion weiterhin dahin, dass das EU-Schiff durch immer neue
Kompromisse auf stürmischer See zusammengeflickt wird. Dabei kann die EU während der Krise
sogar zu weiteren Schritten Richtung Fiskalunion stolpern. Genauso möglich ist aber auch, dass sich
der politische Streit und der weitere Aufstieg des Anti-EU-Populismus zu einer Zerfallskrise der EU
aufschaukeln.

Für SozialistInnen ist klar, dass die EU insgesamt ein imperialistisches Projekt vor allem im
Interesse der großen EU-Kapitale ist. Auch die jetzigen „Rettungspakete“ werden aus den
Kapitalzuflüssen nicht zuletzt auch aufgrund der Weltmarktstellung der EU und des Euro finanziert.
Leidtragende gerade in Krisenzeiten sind damit vor allem halbkoloniale Regionen – und denjenigen,
die dann logischerweise aufgrund der angerichteten Situation zur Flucht gezwungen sind, wird dann
auch noch das „demokratische“ EU-Grenzregime der „Festung Europa“ entgegengehalten. Diese EU
verteidigen wir in keiner Weise – sie muss überwunden werden!

Andererseits ist die Rückkehr zur Nationalstaatlichkeit ein Rückschritt und keine Alternative. Die
erreichte Europäisierung der Produktivkraftentwicklung, die übernationalen Verbindungen auf
vielen Ebenen, die kulturellen Vereinigungstendenzen – all das sind auch tatsächliche Fortschritte,
die nicht auf dem Altar von Nationalismus, Protektionismus und wahrscheinlich auch neuem
Militarismus geopfert werden sollten. Daher muss die kriselnde EU nicht durch ein Weniger,
sondern durch ein Mehr an Europa ersetzt werden – etwas wozu die europäischen Bourgeoisien mit
ihrer kleinlichen Krämerpolitik nicht in der Lage sind.

… oder Vereinigte Sozialistische Staaten von Europa?

Trotzki fasste dies schon nach dem Ersten Weltkrieg so zusammen: „Eine mehr oder weniger
vollständige wirtschaftliche Vereinigung Europas von oben durch eine Übereinkunft der
kapitalistischen Regierungen ist eine Utopie. Weiter als zu Teilkompromissen und zu halben
Maßnahmen kann auf diesem Wege die Sache niemals gedeihen. Umso mehr wird eine
wirtschaftliche Vereinigung Europas, welche sowohl für die Produzenten als auch die Konsumenten
und für die kulturelle Entwicklung überhaupt von großem Vorteil wäre, zu einer revolutionären
Aufgabe des europäischen Proletariats in seinem Kampf gegen den imperialistischen
Protektionismus und dessen Werkzeug, den Militarismus“ (Trotzki, Friedensprogramm). Die
Vereinigten Staaten von Europa werden also erst als ein sozialistisches Projekt Wirklichkeit werden!
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